
 
 

Niederschrift der 4. öffentlichen Gemeindevertretungssitzung vom Montag,  
dem 30. Juni 2025 im Sitzungszimmer des Gemeindehauses. 

 

Anwesende: 

Gemeindevertreter: 

Bgm. Josef Kirchmann als Vorsitzender, Vize-Bgm. Martin Österle, GR DI Jochen Waldinger, 
GR Nicolai Elbs, GR Julia Nigsch, GV Dr. Thomas Baldauf, GV Joachim Ambrosig, GV Mag. 
Filipe Studer, GV Martin Kirchmann, GV Markus Boch, GV Benjamin Berkmann MSc, GV Mag. 
Julia Gasser, GV Julia Anna Jäger MA, GV Dominique Jaunegg, GV David Nußbaumer, GV-EM 
Alma Nußbaumer, GV-EM Gabriel Netzer, GV-EM Elke Läßer 

Anwesende Ersatzmitglieder (nicht stimmberechtigt): 

GV-EM Johannes Rädler, GV-EM Mathias Schnetzer,  

Entschuldigt: 

GV Dr. Jakob Halder, GV Cornelius Fink, GV Katharina Spettel, GV-EM Petra Menghin,  
GV-EM Andreas Sinnstein, GV-EM Anna-Lena Boch 

Weitere Anwesende: 

Karin Natter, Walter Läßer, Andreas Fetz 

 

TAGESORDNUNG: 

 

1. Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit durch den 
Vorsitzenden. 

2. Genehmigung der Niederschrift über die 3. GV-Sitzung vom 02.06.2025. 
3. Beschlussfassung über Adaptierungsmaßnahmen hinsichtlich des 

Kinderbetreuungsangebotes und der entsprechenden Tarife für die 
elementarpädagogischen Einrichtungen.  

4. Vorstellung des räumlichen Entwicklungsplanes „REP“ und raumplanungs-relevante 
Themen durch DI Maria-Anna Schneider-Moosbrugger, Fa. LandRise. 

5. Beschlussfassung über das Umwidmungsansuchen eines Teilstücks aus Gst.-Nr. 
2095/11 in der Parzelle Stehlen von FL in BW (Antragsteller: Thomas Mennel). 

6. Grundsatzbeschluss zur Bebauungsstudie „Gesernpark“ auf Gst.-Nr. 2083/1 in der 
Parzelle Gesern (Antragsteller Andreas Fetz). 

7. Beschlussfassung über die Auftragsvergabe von Erdarbeiten für die Sanierung der 
Gemeindestraße Hub. 



 

8. Beschlussfassung über die Auftragsvergabe von Kanaldienstleistungen, Reinigung und 
Dichtheitsprüfungen, beim Kanalprojekt Hub-Ach. 

9. Berichte und Informationen. 
10. Bürgeranfragen und Allfälliges. 

 

 

ERLEDIGUNG DER TAGESORDNUNG: 

 

1. Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit durch den 
Vorsitzenden. 
Der Vorsitzende eröffnet um 19:30 Uhr die 4. öffentliche 
Gemeindevertretungssitzung.  
 

2. Genehmigung der Niederschrift über die 3. GV-Sitzung vom 02.06.2025. 
Die Niederschrift der 3. GV-Sitzung wird einstimmig genehmigt. 
 

3. Beschlussfassung über Adaptierungsmaßnahmen hinsichtlich des Kinder-
betreuungsangebotes und der entsprechenden Tarife für die elementar-
pädagogischen Einrichtungen.  
Martin Kirchmann präsentiert das Ergebnis der Arbeitsgruppe „Familie und 
Elementarpädagogik“ vom 26.06.2025. Karin Natter, elementarpädagogische 
Bereichsleitung, ergänzt die Ausführungen mit Beispielen der aktuellen Situation und 
rechtlichen Grundlagen: 
 
a) Anmeldungen an Fenstertagen bzw. schulfreien Tagen:  

Eltern melden bei der Bedarfserhebung Bedarf an Betreuung für die schulfreien 
Tage an und schicken ihre Kinder dann nicht in die Betreuungseinrichtung.  
Dies führt zu unnötigen Personaleinsätzen und Überstunden können nicht 
abgebaut werden. Die betroffenen Eltern sind mehrfach kontaktiert worden, 
ohne Wirkung. Lösungsvorschlag der Arbeitsgruppe: 
Einführung einer Verwaltungsaufwandspauschale von € 10,- (Vormittags-
betreuung) und € 15,- (Ganztagesbetreuung). Diese wird am Ende jeden Monats 
abgerechnet. Die Information soll bei Elternabenden kundgemacht werden sowie 
auf dem Bedarfserhebungsformular angedruckt werden.  
Ausnahme: Keine Pauschale wird erhoben, wenn Kinder erkrankt sind und eine 
ärztliche Bestätigung vorgewiesen wird. 
 

b) Einhaltung der Öffnungszeiten der Institutionen: 
Eltern bringen ihre Kinder zu früh (vor 7:15 Uhr) in die Betreuungseinrichtung und 
holen ihre Kinder vermehrt zu spät ab, wodurch die gesetzlich vorgegebene 
Mittagspause von 30 Minuten nicht eingehalten werden kann. Zudem führt dies 
zum dienstrechtlichen Problem, dass die max. Arbeitszeit von 6 Stunden ohne 
Pause überschritten wird (Kappung der Dienstzeit aufgrund der digitalen 



 

Zeiterfassung). Der persönliche Dialog mit den Eltern wurde bereits mehrfach 
gesucht.   
Lösungsvorschlag der Arbeitsgruppe:  
Die Eingangstüren werden am Morgen konsequent erst um 07:15 Uhr geöffnet.  
Verrechnung einer Verwaltungsaufwandspauschale von je € 10,- pro angefangene 
Viertelstunde, wenn das Kind zu spät abgeholt wird. Zwecks Nachvollziehbarkeit 
werden die Eltern über Kidsfox (Kindergarten) und WhatsApp (Kinderbetreuung) 
informiert, wenn das Kind nicht rechtzeitig abgeholt wurde. Die Kosten werden 
monatlich abgerechnet.  
 

c) Klare Regeln für Kindertransport:  
Spontane An- und Abmeldungen sowie Änderungswünsche beim Kindergarten-
Transport führen zu großen Fehlerquellen – insbesondere beim Rücktransport am 
Mittag.  
Lösungsvorschlag der Arbeitsgruppe: 
Keine spontanen An- und Abmeldungen mehr möglich. Angemeldete Buskinder 
werden zukünftig mit dem Bus mitgeschickt, es sei denn, sie werden VORHER 
abgeholt. Bei Notfällen ist es möglich, die Kinder bei Karin Natter auf der 
Gemeinde für den Heimtransport abzumelden. Es gibt nur eine fixe Haltestelle, 
bei der die Kinder ein- oder austeigen können.  
Die neue Richtlinie gemäß den Ausführungen der Arbeitsgruppe werden den 
Eltern vor dem Start in das neue Betreuungsjahr übermittelt und die Möglichkeit 
eingeräumt, die Anmeldung zu ändern.  

Start der Umsetzung ab September 2025. 
Die Gemeindevertretung fasst den einstimmigen Beschluss für die Umsetzung der 
Lösungsvorschläge gemäß den angeführten Themen. 
 

4. Vorstellung des räumlichen Entwicklungsplanes „REP“ und raumplanungs-relevante 
Themen durch DI Maria-Anna Schneider-Moosbrugger, Fa. LandRise. 

Zu diesem Tagesordnungspunkt wird DI Maria Anna Schneider-Moosbrugger, Fa. 
LandRise, herzlich begrüßt. Maria-Anna präsentiert das Konvolut des räumlichen 
Entwicklungsplanes „REP Langen“, welches von der Gemeindevertretung und dem 
Team der Fa. LandRise in den Jahren 2022 bis 2024 erarbeitet wurde. Da „REP“ wurde 
schließlich am 07.10.2024 beschlossen und am 16.12.2024 verordnet. 

Das REP stellt sich aus folgenden Dokumenten zusammen: 
Zielplan, Verordnungstext (verordnet) und dem Erläuterungsbericht, welcher nicht 
verordnet wird. Dieser Bericht enthält die Gedanken der Gemeindevertretung, die 
Grundhaltungen zu den zahlreichen Themen. Weiters enthält das REP das 
Gemeindeleitbild. Das „REP“ ist Grundlage für weitere Planungen wie z.B. 
Flächenwidmungsplan, Bebauungspläne, Quartiersentwicklungspläne, etc. 

Sie erklärt die Begrifflichkeiten wie „Streusiedlungen“, welche erhalten aber nicht 
entwickelt werden sollen. Sie geht auf die Problematik der Entflechtung von 



 

Wohnräumen und Betriebsstandorten (BB-I und BB-II) ein, erklärt die Wichtigkeit von 
starken fußläufigen Achsen zum Dorfkern, welche entwickelt werden sollten.  
Das REP steht auch für die Stärkung der Landwirtschaft und sieht Entwicklungs-
möglichkeiten für Betriebe vor. Das REP bildet auch die sensiblen Biotope und 
Naturschutzgebiet ab, welche geschützt werden und erhalten bleiben sollen 
(Moorstandorte, magere Hangterrassen, Wälder, etc.). Anschließend beantwortet 
Maria-Anna einzelne Fragen der GemeindevertreterInnen. 
 

5. Beschlussfassung über das Umwidmungsansuchen eines Teilstücks aus Gst.-Nr. 
2095/11 in der Parzelle Stehlen von FL in BW (Antragsteller: Thomas Mennel). 
 
Für die fachliche Beurteilung des Widmungsansuchens wurde von der Fa. LandRise 
eine raumplanungsfachliche Stellungnahme angefordert, welche verlesen wird.  
Für eine Teilfläche von GST-NR 2095/11 am westlichen Rand der Parzellensiedlung 
Stehlen liegt ein Ansuchen zur Widmung von Freifläche/Landwirtschaftsgebiet (FL) 
in Baufläche/Wohngebiet (BW) vor. Der Antrag betrifft eine Teilfläche in der Größe 
von rund 86 m² außerhalb des Siedlungsrandes gemäß REP-Zielplan (2024), westlich 
anschließend an GST-NR 2095/10, welches als Baufläche/Wohngebiet (BW) gewidmet 
und bebaut ist. Als Begründung für das Widmungsgesuch wird der Bedarf für ein 
Holzlager, für Landwirtschaftsmaschinen und für ein Gartenhaus angegeben. Der 
REP-Zielplan zeigt für GST-NR 2095/11 eine „Freifläche/Freihaltegebiet (Planung)“ an. 
Das Gebiet zeichnet sich durch eine hohe landschaftliche bzw. naturräumliche 
Qualität aus.  
Zu den Parzellensiedlungen hält der REP-Verordnungstext unter § 1 Siedlungsraum 
Abs. 2 lit. b fest: „Eine weitere Verdichtung der Parzellensiedlungen und des 
Dorfkerns nach innen wird seitens der Gemeinde verfolgt. Die Siedlungsränder sollen 
gehalten werden und die Bauflächen gemäß Flächenwidmungsplan können, wenn 
raum-planungsfachliche Gründe vorliegen, kleinräumig bis maximal 200 m² über die 
Siedlungsränder hinaus abgerundet werden. Raumplanungsfachliche Gründe hierfür 
sind die Absicherung von Wohnraum, bessere Bodennutzung bzw. Ausschöpfung 
gewidmeter Grundstücke und eine Verdichtung für Wohnraumschaffung.“ 
Die beantragte Umwidmung über den Siedlungsrand hinaus ist zwar kleinräumig, 
mit dem Bedarf einer Überdachung für ein Holzlager, für landwirtschaftliche 
Maschinen und für ein Gartenhaus liegen die im REP festgelegten raumplanungs-
fachlichen Gründe hierfür jedoch nicht vor. Weder liegt ein Bedarf zur Absicherung 
von Wohnraum noch für eine Verdichtung zur Wohnraumschaffung vor. Auch einer 
besseren Bodennutzung bzw. der Ausschöpfung gewidmeter Grundstücke dient das 
Widmungsansuchen nicht. Somit ist das vorliegende Widmungsgesuch für GST-NR 
2095/11 auf Basis der vorliegenden raumplanungsfachlichen Grundlage abzulehnen. 
Auf Antrag des Vorsitzenden wird das Widmungsansuchen mit 17:0 Stimmen 
abgelehnt. Stimmenthaltung von Markus Boch aufgrund der Befangenheit. 
 
 
 



 

6. Grundsatzbeschluss zur Bebauungsstudie „Gesernpark“ auf Gst.-Nr. 2083/1 in der 
Parzelle Gesern (Antragsteller Andreas Fetz). 
Die Bebauungsstudie wird der Gemeindevertretung präsentiert. Diese Studie 
beinhaltet ein Wohn- und Gewerbepark mit 7 LKW-Boxen sowie Bürotrakt, einer 
Tiefgarage mit 24 Stellplätze und in den Oberschossen 11 Wohnungen.  
Die Fa. LandRise hat zu diesem Ansuchen ebenfalls ein raumplanungsfachliches 
Gutachten erstellt, welches verlesen wird. Gemäß dem REP-Zielplan liegt die 
beantragte Fläche innerhalb des Siedlungsrandes und ist als kurzfristige Entwicklungs-
fläche für Wohnen und wohnverträgliche Nutzungen ausgewiesen. Mit der 
beantragten Widmung als Baufläche/Mischgebiet (BM) sollen geplante Nutzungen als 
Gewerbe- und Wohnpark sowie östlich des projektierten Gebäudes als Bauhof 
ermöglicht werden. Bezüglich der Mischgebiete hält das RPG § 14 Abs. 4 fest: 
Mischgebiete sind Gebiete, in denen Wohngebäude und sonstige Gebäude und 
Anlagen zulässig sind, die das Wohnen nicht wesentlich stören.  Im Mischgebiet 
sollen verschiedene Nutzungen möglich sein. Das Mischgebiet ist jene Widmung, die 
in vielen Fällen den früher gewachsenen Strukturen entspricht. Diese Widmung dient 
somit dem Erhalt dieser gewachsenen Strukturen. Im Hinblick auf die durchaus 
erwünschte Durchmischung auch in Bezug auf das Wohnen sollen jedoch nur Anlagen 
zulässig sein, die keine das Wohnen wesentliche beeinträchtigenden Störungen 
verursachen. Die Zumutbarkeitsgrenze wird jedenfalls überschritten sein, wo es zu 
wesentlichen Störungen des Wohlbefindens kommen kann oder diese über das 
ortsübliche Maß hinaus gehen. Maßgebend sind die Auswirkungen der Emissionen 
einer projektierten Anlage auf die Wohnnutzung, ungeachtet konkret vorhandener, 
umliegender Wohnungen. Im konkreten Fall führte der Verwaltungsgerichtshof aus, 
dass das gegenständliche Bauvorhaben (Errichtung von elf Wohneinheiten und einer 
Tiefgarage für 24 PKW-Einstellplätze) keine für die hier vorliegende Widmungs-
kategorie Baufläche-Mischgebiet unübliche Nutzung darstellt und von ihm keine 
Emissionen ausgehen, die ein unübliches Ausmaß erreichen. 

Während die geplante Nutzung als „Wohnpark“ aus raumplanungsfachlicher Sicht 
vereinbar mit der vorgesehenen Widmung als Baufläche-Mischgebiet ist, muss die 
Vereinbarkeit der Nutzung als Gewerbepark mit baugewerblichen Garagenanlagen 
sowie einer an das geplante Bauwerk angelagerten Gewerbenutzung kritisch hinter-
fragt werden. Baugewerbliche Funktionen dieser Art lassen erhebliche Störungen 
erwarten, eine Wohnverträglichkeit dieser Nutzungen ist höchst fragwürdig. 
Verschärfend auf diese Situation wirkt die geplante unmittelbare räumliche Nähe der 
beiden konträren Nutzungen Wohnen, baugewerblich genutzte Garage/Fuhrpark 
sowie Bauhof. Es steht dies auch im Widerspruch zum raumplanungsfachlichen 
Grundsatz der Entflechtung von Funktionen des Wohnens und erwartungsgemäß 
wohnunverträglicher Nutzungen. Im Hinblick auf die Sicherung der Nutzbarkeit des 
nördlichen Grundstücks GST 2086/5 muss zudem die Lage das Gebäudes hinterfragt 
werden. Die vorliegende Projektierung ist hinsichtlich ihrer baukulturellen Qualität zu 
hinterfragen, jedenfalls aber trägt das geplante Bauwerk nicht zu einer 
qualitätsvollen orts- und landschaftsbildlichen Entwicklung in Langen bei. Von 
Westen im ersten Weiler am Ortseingang gelegen, sind aus raumplanungsfachlicher 



 

Sicht hochwertige baulichen Entwicklungen zu fordern. Die Vereinbarkeit der 
geplanten Nutzungen mit der beantragten Widmung und dem Bestand ist aus 
raumplanungsfachlicher Sicht nicht erkennbar. Eine Entwicklung des Standorts wie 
geplant ist guter Nachbarschaft in der Parzelle Gesern wenig zuträglich. Eine 
Widmung für die geplante Nutzung als Gewerbe- und Wohnpark mit angelagertem 
Bauhof wird aus raumplanungsfachlicher Sicht folgend den angeführten Grundlagen 
sowie der dargelegten Sachlage abgelehnt.  

Andreas Fetz als Zuhörer bezieht Stellung zu seinem Projekt. Er erklärt, dass ein 
Lärmgutachten erstellt wurde, welches bestätigt, dass die Anrainer mit keinem 
erheblichen Lärm zu rechnen haben. Andreas wird beauftragt das Gutachten des 
Bauphysikers der Gemeindevertretung vorzulegen. 

Gemeinsam mit Andreas wird über das Projekt und möglich Alternativen diskutiert. 
Die Gemeindevertretung spricht dem Antragsteller Mut zu, um gemeinsam mit der 
Gemeinde Möglichkeiten für das Gewerbe- und Wohnprojekt zu entwickeln. 

Die Gemeindevertretung spricht sich klar dafür aus, dass das REP eingehalten werden 
soll, somit kommt eine zusätzliche Widmung für den Bauhof in Gesern nicht in Frage. 
Auf Antrag des Vorsitzenden wird beschlossen, dass die Umwidmung des Gst.-Nr. 
2083/2 in Baufläche/Betriebsgebiet für Errichtung eines Bauhofs neben dem 
Gewerbepark mit einem Stimmenverhältnis von 17: 1 Stimmen abgelehnt wird.  

Bis zur Vorlage des Schallgutachtens wird der Grundsatzbeschluss für das vorliegende 
Projekt einstimmig vertagt. 

7. Beschlussfassung über die Auftragsvergabe von Erdarbeiten für die Sanierung der 
Gemeindestraße Hub. 
Im Zuge von Sanierungsarbeiten ist zu Tage gekommen, dass der Untergrund, im 
Bereich des sanierungsbedürftigen Abschnittes an der Gemeindestraße Hub, 
erneuert werden muss. Die geschätzte Auftragssumme für die Erneuerung des 
Untergrundes lag über € 10.000,-, somit erfolgte die Umsetzung nicht über den 
Jahresregieauftrag, sondern es wurde eine separate Ausschreibung durchgeführt. 
Vier Angebote sind eingelangt. Kies welches ausgebaut wird, soll in der Hub (Haus 
Läßer) gelagert werden und für den Wanderwegebau verwendet werden. 
Es wurde die Direktvergabe mit dem Billigstbieter-Prinzip gewählt. Auf Antrag des 
Vorsitzenden soll der Auftrag an den Billigstbieter, die Fa. Bertschi Bau aus Langen, 
zum Angebotspreis von € 11.388,- netto (€ 13.665,60 brutto), vergeben werden. 
Stimmenthaltung von David Nußbaumer aufgrund von Befangenheit. Die 
Auftragsvergabe an die Fa. Bertschi Bau zu den angeführten Konditionen wird 
einstimmig gefasst. 
 

8. Beschlussfassung über die Auftragsvergabe von Kanaldienstleistungen, Reinigung 
und Dichtheitsprüfungen, beim Kanalprojekt Hub-Ach. 

Das Ingenieurbüro Fa. BHM hat die Angebote für die Dienstleistungen zum Abschluss 
des Kanalprojektes eingeholt. Die Arbeiten um fassen die Kanalreinigung und Spülung 
der neuen Schmutzwasserkanäle, die optische Inspektion – Abnahme des 



 

Hauptkanals sowie der Hausanschlüsse, die Durchführung der Kanaldichtheits-
prüfungen sowie die Schachtinspektion inkl. Stamm- und Sachdatenerfassung. Drei 
Angebot liegen vor. Die Vergabeempfehlung lautet auf die Fa. KWS aus Mäder, zum 
Preis von € 34.009,50 netto (€ 40.811,40 brutto). Die Auftragsvergabe an die Fa. KWS 
wird einstimmig gefasst. 

9. Berichte und Informationen. 

Der Bürgermeister berichtet von der Vorstandsitzung: Widmungsangelegenheiten, 
Wohnungsvergabe Dorf 295 an Manuel Herbert, Beachsandbestellung bei Fa. Loacker 
Sportbau,  

Lukas Heim ist nach Lauterach verzogen und scheidet somit leider aus der 
Gemeindevertretung aus. 

Mittelschule Doren: Zwei Pensionierungen 

Danke an Vereine für die Umsetzung von tollen Veranstaltungen (Funkenzunft – 
Sonnwendfeier, Bürgerschützen - Fronleichnam, etc.) 

Pierre Pilgram wird den Bauhof verlassen, da er die Arbeiten in der ARA nicht 
verrichten kann. 

Vize-Bgm. Martin Österle wird zur Preisverleihung des Vorarlberger Holzbaupreises 
delegiert. Das Bauprojekt „Gemeindehaus“ ist nominiert. 

Die Kindergartenpädagoginnen Carmen Vögel und Birgit Feurle-Geist verlässt den 
Gemeindedienst. Wir danken ihnen herzlich für ihre liebevolle Art und Begleitung 
unserer Kinder. 

Bericht 1. Sitzung AG „Sport und Freizeit“: Joachim Ambrosig berichtet, dass 
Grundlagen erhoben wurden und eine Themensammlung durchgeführt wurde. Das 
erste Thema, welches bearbeitet wird, ist der Zugang zum Achtalweg. Die AG wird 
eine Begehung zum Achtalweg durchführen.  Ein weiteres priorisiertes Thema betrifft 
die Jugend. Es wird nach Möglichkeiten / Treffpunkten für die Jugend gesucht 
(Jugendraum, etc.).  

Bericht 1. Sitzung AG „Energie und Mobilität“: Es wurde eine Themensammlung 
gemacht und besprochen was schon in den letzten Jahren umgesetzt wurde. Monika 
Forster, Energieregion Vorderwald, wird zur nächsten Sitzung eingeladen, für die 
Abholung der Themen. Ein Bürgerbeteiligungsprozess für eine weiter PV-Anlage wird 
geprüft. 

Sozialausschuss – Bericht von GV-EM Mathias Schnetzer über die außerordentliche 
Sitzung mit dem Krankenpflegeverein. Die Eigenständigkeit des Krankenpflegevereins 
Langen-Thal bleibt gewahrt. 

Bericht zur Sitzung der Regio Bregenzerwald in Langen: Zur neuen Regio-Obfrau 
wurde die Bürgermeisterin der Gemeinde Reuthe, Bianca Moosbrugger-Petter 
gewählt. Als Stellvertreter wurden Bgm. Guido Flatz (Gemeinde Doren) und Bgm. 



 

Philipp Fasser (Gemeinde Lingenau) gewählt. Zum neuen Geschäftsführer der Regio 
Bregenzerwald wurde Mag. (FH) Alois Mätzler bestellt.  

Der Bürgermeister berichtet über ein Gespräch mit GV-EM Petra Menghin. Aufgrund 
der Krankheit ihres Mannes Reinhard wird sie in den nächsten Wochen und Monaten 
nicht aktiv an den Sitzungen teilnehmen können und bittet um Verständnis. 

10. Bürgeranfragen und Allfälliges. 
GV Alma Nußbaumer berichtet von einem möglichen Wasserschaden am Flachdach 
des Mehrzwecksaals Treff•Punkt, welcher geprüft werden soll.  

 

Die Sitzung wird um 23:30 Uhr geschlossen. 

 

 Der Schriftführer: Der Vorsitzende: 

 

 Bernd Natter Bgm. Josef Kirchmann 

 


